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SATZUNG

Kamerunische Gemeinschaft in Deutschland e.V. (KAGEDEV)
ENTWURF – erst nach ordnungsgemäßer Beschlussfassung und Unterzeichnung verwenden

§ 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen „Kamerunische Gemeinschaft in Deutschland e.V.“ und die 
Kurzbezeichnung „KAGEDEV“.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Heimsheim.

(3) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Stuttgart unter VR 724129 eingetragen.

(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Steuerbegünstigte Zwecke und Zweckverwirklichung

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Zwecke des Vereins sind:

 die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit;
 die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe;
 die Förderung der Jugendhilfe;
 die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege;
 die Förderung des Natur-, Umwelt- und Klimaschutzes;
 die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern;
 die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des 

Völkerverständigungsgedankens;
 die Förderung von Kunst und Kultur; sowie
 die Unterstützung von Personen, die im Sinne des § 53 der Abgabenordnung hilfsbedürftig sind.

(3) Die Satzungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch:

 Planung, Durchführung und Unterstützung von Projekten der Entwicklungszusammenarbeit, 
insbesondere in Deutschland, Kamerun und anderen afrikanischen Staaten;

 Bildungs-, Ausbildungs-, Weiterbildungs- und Qualifizierungsangebote, Sprachkurse, 
Berufsorientierung, Stipendien, Austauschprogramme sowie Maßnahmen zur Vermittlung digitaler 
Kompetenzen;

 Beratung, Begleitung und Förderung von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in 
Schule, Ausbildung, Studium und gesellschaftlicher Teilhabe;

 Gesundheitsaufklärung, Präventionsmaßnahmen, Schulungen sowie die Unterstützung der 
medizinischen und psychosozialen Versorgung;

 Projekte zu nachhaltiger Landwirtschaft, Ernährungssicherung, Biodiversität, Ressourcenschutz, 
Klimaanpassung, erneuerbaren Energien und umweltgerechten Technologien, soweit diese der 
Entwicklungszusammenarbeit oder dem Umwelt- und Klimaschutz dienen;

 Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen für Frauen und Mädchen sowie Maßnahmen zur 
Verbesserung ihrer gleichberechtigten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Teilhabe;

 Begegnungen, Veranstaltungen und Austauschprogramme zwischen Menschen aus 
Deutschland, Kamerun und anderen Staaten zur Förderung der Völkerverständigung, des 
interkulturellen Dialogs und des friedlichen Zusammenlebens;

 kulturelle Veranstaltungen, Ausstellungen, Musik-, Kunst- und Kulturprojekte, insbesondere zur 
Vermittlung kamerunischer und afrikanischer Kultur;

 Katastrophenhilfe, Wiederaufbauhilfe und Katastrophenvorsorge zugunsten hilfsbedürftiger 
Personen;
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 Beschaffung und Weitergabe von Geld- und Sachmitteln an steuerbegünstigte Körperschaften 
oder juristische Personen des öffentlichen Rechts zur Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke; 
bei ausländischen Empfängern stellt der Verein durch geeignete Nachweise sicher, dass die 
Mittel ausschließlich für die satzungsmäßigen steuerbegünstigten Zwecke verwendet werden;

 Gewährung unmittelbarer materieller oder finanzieller Hilfen an nach § 53 AO hilfsbedürftige 
Personen nach dokumentierter Prüfung der Hilfsbedürftigkeit;

 Gewinnung, Koordinierung und Qualifizierung ehrenamtlich Tätiger sowie Zusammenarbeit mit 
öffentlichen Stellen, Bildungseinrichtungen und steuerbegünstigten Organisationen.

(4) Soweit die steuerbegünstigten Zwecke im Ausland verwirklicht werden, trägt die Tätigkeit des 
Vereins neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland bei. Der Verein dokumentiert die ordnungsgemäße 
Mittelverwendung durch Vereinbarungen, Projektberichte und Verwendungsnachweise.

(5) Der Verein kann seine Zwecke selbst, durch Hilfspersonen im Sinne des § 57 Abs. 1 Satz 2 AO 
oder durch Mittelweitergabe im Rahmen des § 58 AO verwirklichen.

§ 3 Selbstlosigkeit und Mittelverwendung

(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(4) Mitglieder und sonstige für den Verein tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz 
nachgewiesener angemessener Aufwendungen, soweit die gesetzlichen und steuerlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind. Pauschale Aufwandsentschädigungen dürfen nur im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen und aufgrund eines vorherigen Beschlusses des zuständigen 
Vereinsorgans gezahlt werden.

§ 4 Mitgliedschaft

(1) Mitglieder können natürliche und juristische Personen werden, die die Ziele des Vereins 
unterstützen. Der Verein kennt ordentliche Mitglieder, fördernde Mitglieder und Ehrenmitglieder.

(2) Fördernde Mitglieder unterstützen den Verein insbesondere regelmäßig finanziell oder durch 
besondere Sach- oder Dienstleistungen. Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag des Vorstands durch 
die Mitgliederversammlung ernannt.

(3) Die Aufnahme ist in Textform beim Vorstand zu beantragen. Bei Minderjährigen ist die 
Zustimmung der gesetzlichen Vertretung erforderlich. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Ein 
Anspruch auf Aufnahme besteht nicht.

(4) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Juristische Personen üben ihr Stimmrecht durch eine in Textform 
benannte natürliche Person aus.

(5) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, bei juristischen Personen durch Erlöschen, durch Austritt oder 
Ausschluss. Der Austritt ist mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Geschäftsjahres in 
Textform gegenüber dem Vorstand zu erklären.

(6) Ein Mitglied kann aus wichtigem Grund ausgeschlossen werden, insbesondere bei erheblicher 
Schädigung der Interessen oder des Ansehens des Vereins oder bei einem Beitragsrückstand von 
mehr als drei Monaten trotz Mahnung und Ausschlussandrohung. Vor der Entscheidung ist dem 
Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Über den Ausschluss entscheidet die 
Mitgliederversammlung; das betroffene Mitglied hat bei diesem Beschluss kein Stimmrecht.
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§ 5 Beiträge

Über die Erhebung und Höhe von Mitgliedsbeiträgen sowie über Beitragsbefreiungen entscheidet die 
Mitgliederversammlung. Einzelheiten können in einer Beitragsordnung geregelt werden.

§ 6 Organe

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.

§ 7 Vorstand und Beschäftigte

(1) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus mindestens einer und höchstens vier Personen. 
Die Mitgliederversammlung bestimmt bei der Wahl die Zahl der Vorstandsmitglieder und kann 
Funktionen, insbesondere Vorsitz, stellvertretenden Vorsitz und Schatzmeisterei, zuweisen.

(2) Ist nur eine Person zum Vorstand bestellt, vertritt sie den Verein allein. Sind mehrere 
Vorstandsmitglieder bestellt, wird der Verein durch jeweils zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam 
vertreten.

(3) Der Vorstand wird für fünf Jahre gewählt. Er bleibt bis zur wirksamen Bestellung eines neuen 
Vorstands im Amt. Wiederwahl ist zulässig. Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, kann der 
verbleibende Vorstand bis zur nächsten Mitgliederversammlung eine Person kommissarisch 
bestellen, sofern mindestens ein eingetragenes Vorstandsmitglied im Amt bleibt.

(4) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und ist für alle Angelegenheiten zuständig, soweit 
diese nicht durch Gesetz oder Satzung der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Er kann sich 
eine Geschäftsordnung geben.

(5) Vorstandssitzungen können in Präsenz, hybrid oder virtuell stattfinden. Beschlüsse werden mit der 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. Beschlüsse sind zu protokollieren.

(6) Die Vorstandsmitglieder sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Die Mitgliederversammlung kann im 
Rahmen der wirtschaftlichen Verhältnisse und der steuerrechtlichen Grenzen eine angemessene 
Vergütung oder pauschale Aufwandsentschädigung beschließen. Das betroffene Vorstandsmitglied 
ist bei Beratung und Abstimmung ausgeschlossen.

(7) Zur Verwirklichung seiner satzungsmäßigen Zwecke kann der Verein haupt- und nebenamtlich 
Beschäftigte sowie freie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einsetzen. Der Vorstand ist berechtigt, 
angemessene Arbeits-, Dienst- und Honorarverträge abzuschließen, zu ändern und zu beenden.

(8) Über Verträge mit einem Vorstandsmitglied entscheidet die Mitgliederversammlung. Das 
betroffene Vorstandsmitglied ist von Beratung, Abstimmung und Vertretung des Vereins beim 
Vertragsschluss ausgeschlossen.

§ 8 Mitgliederversammlung

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. Sie kann als 
Präsenzversammlung, hybride oder virtuelle Versammlung einberufen werden. In der Einladung ist 
anzugeben, wie die Mitglieder ihre Rechte im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können.

(2) Die Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand mit einer Frist von vier Wochen in Textform 
unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung an die 
zuletzt mitgeteilte Kontaktadresse.

(3) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins 
es erfordert oder wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies unter Angabe von Zweck und 
Gründen in Textform verlangt.

(4) Die Versammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied zur 
Leitung bereit oder in der Lage, wählt die Versammlung eine Versammlungsleitung. Die 
Versammlungsleitung bestimmt eine Protokollführung.
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(5) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Mitglieder 
anwesend oder wirksam vertreten ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen eine 
zweite Versammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die 
Zahl der anwesenden oder vertretenen Mitglieder beschlussfähig; hierauf ist in der Einladung 
ausdrücklich hinzuweisen.

(6) Ein Mitglied kann sich durch ein anderes Mitglied aufgrund einer Vollmacht in Textform vertreten 
lassen. Ein anwesendes Mitglied darf höchstens zwei weitere Mitglieder vertreten.

(7) Soweit Gesetz oder Satzung nichts anderes bestimmen, entscheidet die einfache Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt.

(8) Die Mitgliederversammlung entscheidet insbesondere über Wahl und Abberufung des Vorstands, 
Entgegennahme der Berichte, Entlastung des Vorstands, Haushaltsgrundsätze, Beiträge, 
Vergütungen von Vorstandsmitgliedern, Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins.

§ 9 Protokollierung

Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen. Es muss mindestens Ort 
beziehungsweise elektronische Versammlungsform, Datum, Versammlungsleitung, Protokollführung, 
Zahl der Mitglieder und der anwesenden beziehungsweise vertretenen Stimmberechtigten, 
Feststellungen zur Einberufung und Beschlussfähigkeit, Tagesordnung, Wortlaut der Beschlüsse und 
vollständige Abstimmungsergebnisse enthalten. Das Protokoll ist von Versammlungsleitung und 
Protokollführung zu unterzeichnen.

§ 10 Rechnungslegung

(1) Der Vorstand hat über Einnahmen, Ausgaben und Vermögen des Vereins ordnungsgemäß Buch 
zu führen und der Mitgliederversammlung jährlich Rechnung zu legen.

(2) Die Mitgliederversammlung wählt für die von ihr bestimmte Amtszeit eine oder mehrere 
Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer, die nicht dem Vorstand angehören dürfen. Alternativ kann sie 
eine fachlich geeignete externe Prüfung beauftragen.

§ 11 Satzungsänderungen

(1) Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Eine Änderung des Vereinszwecks bedarf einer Mehrheit von vier Fünfteln aller Mitglieder.

(2) Der vollständige Wortlaut der vorgeschlagenen Satzungsänderung oder der Neufassung ist mit 
der Einladung mitzuteilen.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, Änderungen zu beschließen, die vom Registergericht oder Finanzamt 
ausschließlich aus formalen oder steuerrechtlichen Gründen verlangt werden, sofern dadurch Zweck 
und wesentlicher Inhalt der von der Mitgliederversammlung beschlossenen Regelungen nicht 
verändert werden. Die Mitglieder sind über solche Änderungen unverzüglich zu informieren.

§ 12 Auflösung und Vermögensbindung

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von vier Fünfteln der abgegebenen gültigen Stimmen 
beschlossen werden.

(2) Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die im Amt befindlichen 
Vorstandsmitglieder gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an den Caritasverband der Diözese Rottenburg-Stuttgart e.V., der es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu verwenden hat.
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§ 13 Inkrafttreten

Diese Neufassung wurde durch die Mitgliederversammlung am [DATUM DER 
MITGLIEDERVERSAMMLUNG] beschlossen. Sie tritt mit ihrer Eintragung in das Vereinsregister in 
Kraft.

______________________________ ______________________________

Versammlungsleitung Protokollführung
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